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Seminar der Augsburger Friedensinitiative „Strategien zur  Konfliktlösung, Völkerrecht, wie schafft man Frieden?“ am 22.11.2003
Beitrag des Forums solidarisches und friedliches Augsburg

Einige Gesichtspunkte zur deutschen Ostpolitik

und EU-Militärverfassung

Der Beitrag wurde in stark verkürzter Form gehalten
1. EU-Erweiterung und deutsche Ostpolitik
Auf dem Sudetendeutschen Tag in Augsburg im Sommer diese Jahres wurde sozusagen unter unseren Augen mit dem Säbel gerasselt. Ich zitiere mal kurz aus dem Bericht des Forum solidarisches und friedliches Augsburg:

Derweil prophezeit man der Tschechischen Republik durch die Blume den Untergang: historisch sei noch jeder Unrechtsstaat zusammengebrochen. Man bringt die militärische Komponente auffällig oft ins Spiel. Abweichend vom Manuskript sagte Stoiber z.B.: „Und wenn die Debatte nächste Woche über den Einsatz im Kongo und über die Menschenrechte im Kongo stattfindet, dann muss auch in dem Zusammenhang gesagt werden: Fürchterliche Menschenrechtsverletzungen sind keine Vergleiche aber Ceterum censeo auch wir haben hier noch Menschenrechtsverletzungen, die von dieser Regierung anders beantwortet werden als sie beantwortet hätten werden sollten.“ 
Nennt man das nicht „mit dem Säbel rasseln“ – oder täuschen wir uns da? In jedem Fall erinnert es an den alten Cato mit seinem ewigen „ceterum censeo Carthaginem esse delendam“ (im übrigen meine ich, dass Karthago zerstört werden muss). Soll das nun vielleicht heißen „Praham esse delendam“ oder was?

Man postuliert Deutschland als Schutzmacht der „Deutschen“ in Tschechien und liegt auf der Lauer. Stoiber: „Die Tschechische Republik bleibt im Focus der Beobachtung, ob es gegenüber den Sudetendeutschen als EU-Bürgern diskriminierende Verhaltensweisen in Rechtssprechung und Politik gibt.“ Man propagiert offen die Isolierung des tschechischen Staates und präsentiert die SL-Spitze (1)
 als Regierungsorgan. Stoiber betonte, er habe alle östlichen Nachbarstaaten besucht, außer Tschechien. „Für mich macht ein offizieller Besuch in Prag nur Sinn, wenn dabei über die offene Sudetendeutsche Frage gesprochen wird und wenn dabei Repräsentanten der Sudetendeutschen an meiner Seite sitzen.“ (2)

Für den bayerischen Ministerpräsidenten ist also die „Sudetendeutsche Frage“ „offen“. Man mag sich streiten, wie stark diese Variante der offiziellen deutschen Politik ist. Es ist auf jeden Fall eine Variante, die östlichen Nachbarstaaten und neuen EU-Mitglieder haben reale Angst vor dieser Politik und wir sollten alles tun, damit eine solche Politik nicht zum Zuge kommt. Daneben gibt es den Revisionismus der Faschisten, die das Dritte Reich wieder erstehen lassen wollen. Und es gibt Pläne der Paneuropa-Union, z.B. Posselts, der als Spitzenfunktionär der Sudetendeutschen Landsmannschaft und Europaparlamentarier der CSU gleichermaßen Vertrauter Stoibers und Otto von Habsburgs ist, das Heilige Römische Reich wieder zu installieren:
Der Plan ist, die Herkunftsgebiete der deutschen ,,Vertriebenen“ – etwa die ,,sudetendeutschen“ Gebiete der Tschechischen Republik – direkt oder indirekt unter deutsche Hoheit zu stellen. Posselt plädiert dort für eine ,,übernationale Rechtsordnung, die auf die Tradition des Heiligen Römischen Reiches zurückgeht“. Eine solche Ordnung könne dem ,,Streit um nationale Souveränitätsrechte und Staatsgrenzen ein Ende bereiten“. Sie sehe nämlich vor, dass ,,multinationale Regionen“ – gemeint sind die Herkunftsgebiete der ,,Vertriebenen“ – unter die ,,Oberhoheit beider Nachbarstaaten“ gestellt würden. Deutschland würde dann etwa Teile der Tschechischen Republik verwalten. Alternativ dazu sei es möglich, dass die entsprechenden Gebiete ,,direkt der europäischen Ebene“ unterstellt würden. Die Tschechische Republik würde dann Teile ihres Territoriums gänzlich an die EU und ihre Hegemonialmacht Deutschland abgeben müssen… (3)

Es gibt die Pläne von Institutionen des Auswärtigen Amtes, von Professoren für Ostrecht, von Stiftungen wie der Niermannstiftung oder dem von der Bertelsmannstiftung und Großbanken finanzierten Centrum für Auswärtige Politik in München, mit Hilfe von „Volksgruppenrechten“ und ethnischer Parzellierung im großeuropäischen Raum Sezessionen und Zerlegung bestehender Staaten zu fördern, zu provozieren … Dies verstößt eklatant gegen geltendes Völkerrecht, das Sezessionen von Minderheiten verbietet. (4)

Und nicht zuletzt gibt es über die deutsch-französische Achse ausgreifende „Kerneuropavorstellungen“ bis hin zu – noch vage formulierten – Plänen eines „neuen Reiches“, dem sich die EU-Mitgliedstaaten unterordnen müssten und Vorstellungen von neuen Kriegen zur Befriedung im Inneren Europas. (5)
 Jugoslawien wird als Modellfall einer militärischen Befriedung immer wieder genannt, solche „Konflikte“ müsse die Europäische Union in Zukunft aus eigener Kraft „lösen“. Es wird auch von Kriegen an den ausufernden Grenzen der erweiterten EU geredet. (6)
 Dabei wird in der einschlägigen Literatur viel von Mittelost- und Südost-Europa gesprochen und schon mal ein Bogen von Russland bis Marokko geschlagen oder Nordafrika andeutungsweise als Einsatzgebiet genannt. (7)
 
Um die Großdeutsche Option abzugraben, wäre es wichtig, dass hier, in dem politischen System der BRD, eine scharfe und eindeutige Trennlinie zu aus der Geschichte überkommenen großdeutschen Traditionen gezogen wird. Die allererste Voraussetzung dafür wäre wiederum, dass der deutsche Staat feierlich darauf verzichtete, international als Sachwalter der Menschen deutscher Zunge aufzutreten. Dies bedeutete auch die Aufhebung des völkischen Blutsparagraphen in der deutschen Verfassung 116 GG. (8)
 Ein möglicher Einstieg in eine solche Politik wäre dann eine umfassende Absage an das Münchner Abkommen, das den Moment der Wandlung jener deutschen Minderheit in einen Bestandteil Großdeutschlands datierbar macht. Es ist wohl nicht abzustreiten, dass die großdeutsche Politik damals den Minderheitenstatus der tschechoslowakischen Bürger deutscher Nationalität aufgehoben hat, wobei sie deren Zustimmung fand. 

Im Verfassungsentwurf der EU gibt es einen Schutz der territorialen Integrität der EU-Mitgliedsstaaten. Auch der „freiwillige Austritt“ ist möglich. (9)
 Das kann nach dem gesagten sehr wichtig werden und eine echte Schranke für großdeutsche Ambitionen.

2. Die Militärverfassung der EU, das Grundgesetz und das Völkerrecht
Im Bereich Außen- und Sicherheitspolitik schreibt der Verfassungsentwurf das fest, was offenbar zur Zeit die herrschende Meinung über eine zukünftige Politik der Europäischen Union ist und hebt diese Politik dann auch noch in der Verfassungsrang. Damit ist eine grundsätzlich andere Konstellation geschaffen, als sie zur Zeit beim Grundgesetz besteht.

Das Grundgesetz enthält das Verbot des Angriffskrieges nach Art. 26 GG und stellt den Einsatz von Bundeswehr außerhalb des Verteidigungsfalls – auch nach der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts – unter vergleichsweise enge Grenzen. Da gibt es zunächst den Parlamentsvorbehalt im übrigen aber auch die Regel, dass Auslandseinsätze nur im Rahmen vertraglicher Verpflichtungen von internationalen Organisationen der kollektiven Sicherheit, also z. B. der UNO, möglich sind (Art. 24 GG). Der Angriffskrieg der NATO gegen die Föderalistische Republik Jugoslawien ohne UNO-Mandat war grundgesetzwidrig.

Demgegenüber geht der Entwurf der Europäischen Verfassung einen anderen Weg. In 

Art. III – 210 wird die Möglichkeit vorgesehen „Missionen” durchzuführen und dabei auf militärische Mittel zurückzugreifen. Dazu gehören ausdrücklich „Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbewältigung einschließlich friedenschaffender Maßnahmen und Operationen zur Stabilisierung der Lage nach Konflikten”. Eine Zustimmung der UNO, speziell des Weltsicherheitsrates, ist ausdrücklich nicht vorgesehen.

Es heißt zwar in Abs. 2 dieser Vorschrift, dass entsprechende Beschlüsse durch den Ministerrat einstimmig erfolgen müssen. Dies kann aber nicht wirklich beruhigen, weil Maßnahmen der UNION auch nach den Regeln „strukturierten Zusammenarbeit” oder „verstärkten Zusammenarbeit” auch von den Ländern im Rahmen der EU durchgeführt werden können, die sich zu dieser Zusammenarbeit zusammenschließen (Art. III – 213). Ein einzelnes Land kann deshalb mit seinem Veto entsprechende militärische Maßnahmen nicht wirklich blockieren. 

Der Hinweis auf die verstärkte Zusammenarbeit in Art. I – 43, der im Kapitel über die Sicherheitspolitik ausdrücklich enthalten ist, bezieht sich auf eine höchst problematische Grundsatzregel aus dem ersten Teil.

Da die Zahl der Mitgliedstaaten durch den Beitritt der neuen Mitglieder weiter zu nimmt, entstand für die „Kernstaaten” der Europäischen Union das Bedürfnis, eine Verfahrensregel für das zu finden, was der CDU-Politiker Schäuble als „Europa der zwei Geschwindigkeiten” bezeichnet hatte. Länder, die im Europäischen Einigungsprozess vorpreschen wollen, sollen dies tun können, ohne durch andere Länder gehindert zu werden. Dies gilt nicht nur für die militärischen Zusammenarbeit, sondern ganz allgemein. Natürlich können einzelne Mitgliedstaaten der EU auch außerhalb der EU eng zusammenarbeiten. Das können sie auch jetzt schon. In den Artikeln über die „verstärkte Zusammenarbeit” wird aber im Rahmen der EU Institutionen eine Plattform für einen Prozess eröffnet, der nicht integrierend, sondern eher desintegrierend wirkt.

Im Abschnitt über die gemeinsame Sicherheitspolitik ist weiter geregelt, dass das Europäische Parlament hier nicht hineinregieren darf. Es soll lediglich „auf dem Laufenden gehalten” werden (Art. I – 39). Die Mitgliedstaaten verpflichten sich in Art. I – 40 sogar zur Aufrüstung („militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern”). Es wird auch eine besondere Institution für die militärische Zusammenarbeit geschaffen, nämlich das europäische Amt für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeit (Art. III – 212). (10)

Der EU-Verfassungsentwurf enthält also im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik mindestens drei Bestimmungen, denen das Grundgesesetz der BRD entgegensteht. Das deutsche Recht verbietet den Angriffskrieg, für den Einsatz der Bundeswehr außerhalb des Verteidigungsfalles gilt der Parlamentsvorbehalt, Auslandseinsätze sind nur im Rahmen internationaler Organisationen der kollektiven Sicherheit möglich. (11)
 Es stellt sich die Frage: Kann die EU-Verfassung das Grundgesetz aushebeln? Versucht die Bundesregierung auf diesem Wege, gültige Verfassungsbestimmungen außer Kraft zu setzen?
Im Verfassungsentwurf des EU-Konvents wird dem Unionsrecht und speziell der EU-Verfassung grundsätzlich „Vorrang vor dem Recht der Mitgliedstaaten“ eingeräumt.  (12)

Eine Zustimmung der UNO, speziell des Weltsicherheitsrates, zu den „Missionen“ und „Kampfeinsätzen“ der Europäischen Union ist in der EU-Verfassung ausdrücklich nicht vorgesehen. Es stellt sich die Frage: Betreiben die maßgeblichen EU-Staaten, darunter v.a. auch die Bundesrepublik Deutschland, eine gezielte Missachtung und Entwertung der UNO? Soll der offene Bruch des Völkerrechts zur Grundlage der EU-Verfassung werden?
3. Was tut sich an Widerstand auf? – Einige wichtige Aspekte und Vorschläge

Der Gesprächskreis Frieden und Sicherheitspolitik der PDS-nahen Rosa-Luxemburg-Stiftung hat sich eingehend mit dem Entwurf der EU-Verfassung befasst. Der Gesprächskreis, dem auch Tobias Pflüger und Peter Strutynski angehören, hat bereits am 9. Oktober dieses Jahres eine Erklärung abgegeben: „Wir raten allen demokratischen und friedensorientierten Abgeordneten sowie Parteien in der EU dringend dazu, ihr NEIN zur Militarisierung der EU deutlich zu machen und gegen diesen Entwurf zu stimmen. Insbesondere raten wir der PDS, die als einzige Partei klare Positionen für eine ‚Zivilmacht Europa’ bezogen hat, an ihrer militärkritischen Haltung festzuhalten und im Bundestag sowie im EU-Parlament NEIN zum Verfassungsentwurf zu sagen. Die Vorstellungen der Parteien über die künftige Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU sollten zu einem wichtigen Thema des Europawahlkampfes gemacht werden.“ 
Die Informationsstelle Militarisierung machte am 11. November den Vorschlag für die Initiierung einer Kampagne gegen diesen Entwurf einer EU-Verfassung: „… Aus den genannten Gründen haben wir jetzt bei der Informationsstelle Militarisierung (IMI) beschlossen, vorzuschlagen, eine Kampagne gegen diesen EU-Verfassungsentwurf zu initiieren. Wir können und wollen die Kampagne gegen die EU-Verfassung als IMI nicht alleine starten, wir wollen die Kampagne hiermit vorschlagen und bitten um Rückmeldung, über den Vorschlag und wie das weitere Prozedere sein könnte.“ (13)

Tobias Pflüger hat den Vorschlag einer Kampagne gegen diese EU-Verfassung auch auf dem Europäischen Sozialforum (ESF) in Paris eingebracht – mit Erfolg, wie man der Abschlusserklärung des Sozialforums entnehmen kann. 
Die Abschlusserklärung des 2. Europäischen Sozialforums vom 16.11.2003 richtet sich deutlich gegen die Militarisierung der EU und ruft zu einem europaweiten Aktionstag zum Zeitpunkt der Ratifizierung der EU-Verfassung auf:

„Zur Zeit wird ein Entwurf für eine Europäische Verfassung außerhalb der Zivilgesellschaft ausgearbeitet. Er erhebt den Wirtschaftsliberalismus als offizielle Doktrin der EU zu ‚Verfassungsrang’; er schreibt das Konkurrenzprinzip als Grundlage des europäischen Gemeinschaftsrechts und aller menschlichen Aktivitäten fest, und berücksichtigt in keiner Weise die Ziele gemeinsamer Entwicklung (Anm. d. Ü.: mit den Ländern des Südens); er schreibt der NATO eine Rolle in der europäischen Außen- und Verteidigungspolitik zu und befördert eine Militarisierung der Union… Wir kämpfen für ein Europa, das den Krieg verweigert, die internationale Solidarität sowie eine ökologisch sinnvolle, dauerhafte Entwicklung begünstigt. Wir kämpfen dafür, dass Menschenrechte, dass soziale, wirtschaftliche, kulturelle und ökologische Rechte Vorrang vor Konkurrenzrecht, Profitlogik und Abhängigkeit vermittels Schulden haben sollen. Aus all diesen Gründen richten wir einen Aufruf an die Bevölkerungen Europas, damit sie sich gegen das neoliberale Modell und den Krieg mobilisieren. …
Wir rufen alle sozialen Bewegungen dazu auf, diese Mobilisierungsdynamik in einem Aktionstag für ein anderes Europa, für die Rechte der Bürgerinnen und Bürger und der Bevölkerungen gipfeln zu lassen, am 9. Mai (2004), dem Datum, an dem die Ratifizierung der Europäischen Verfassung vorgesehen ist.“ (14)

Peter Feininger
Quellenhinweis
Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa, 18.7.2003 (15)

darin: 
Kapitel II - Besondere Bestimmungen
Artikel 39: Besondere Bestimmungen für die Durchführung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik

Artikel 40: Besondere Bestimmungen für die Durchführung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (16)

Christiane Schneider: EU auf dem Weg zur „Supermacht“ –  „Kerneuropa“ und Militarisierung, in: Die EU, „Kerneuropa“ und Osterweiterung, Geschichte, Entwicklung und Perspektive eines imperialistischen Blocks unter deutsch-französischer Hegemonie (17)

Regierungskonferenz zur EU-Verfassung – Hartnäckige Kritik, Christiane Schneider (18)

Schlechter als das Grundgesetz – zum Entwurf des Europäischen Konvents für eine Verfassung der Europäischen Union, Hans Henning Adler (19)

Für eine friedensfähige EU-Verfassung – Gesprächskreis Frieden und Sicherheitspolitik der Rosa-Luxemburg-Stiftung (20)

Eine Militärverfassung für die Europäische Union – Oder auch die EU ist auf Kriegskurs, IMI Analyse Tobias Pflüger (21)

(1)� SL bedeutet Sudetendeutsche Landsmannschaft





(2)� aus: Sudetendeutscher Tag 2003 in Augsburg – Stoiber: „Die Tschechische Republik bleibt im Focus der Beobachtung“ � HYPERLINK "http://www.forumaugsburg.de/s_3themen/Sudeten/030608_sdt/artikel.htm" ��http://www.forumaugsburg.de/s_3themen/Sudeten/030608_sdt/artikel.htm�





(3)� Zu den politischen Zielen der Paneuropa-Union gehört ein europäisches ,,Volksgruppenrecht“, das unter anderem den ,,Sudetendeutschen“ in der Tschechischen Republik Sonderrechte verschaffen würde. Posselt, seit 1998 Präsident der Paneuropa-Union Deutschland, arbeitet unter anderem in der interfraktionellen Arbeitsgruppe Minderheitensprachen des Europaparlaments, die für ein solches europäisches ,,Volksgruppenrecht“ eintritt.�In seinem 1994 erschienenen Buch ,,Sturmzeichen“ entwickelt Posselt den Plan, die Herkunftsgebiete der deutschen ,,Vertriebenen“ - etwa die ,,sudetendeutschen“ Gebiete der Tschechischen Republik - direkt oder indirekt unter deutsche Hoheit zu stellen. Posselt plädiert dort für eine ,,übernationale Rechtsordnung, die auf die Tradition des Heiligen Römischen Reiches zurückgeht“. Eine solche Ordnung könne dem ,,Streit um nationale Souveränitätsrechte und Staatsgrenzen ein Ende bereiten“. Sie sehe nämlich vor, dass ,,multinationale Regionen“ - gemeint sind die Herkunftsgebiete der ,,Vertriebenen“ - unter die ,,Oberhoheit beider Nachbarstaaten“ gestellt würden. Deutschland würde dann etwa Teile der Tschechischen Republik verwalten. Alternativ dazu sei es möglich, dass die entsprechenden Gebiete ,,direkt der europäischen Ebene“ unterstellt würden. Die Tschechische Republik würde dann Teile ihres Territoriums gänzlich an die EU und ihre Hegemonialmacht Deutschland abgeben müssen. – aus dem Aufsatz: Europaparlament: Deutscher „Vertriebenen“-Funktionär beaufsichtigt EU-Beitritt Tschechiens � HYPERLINK "http://www.german-foreign-policy.com/de/news/article/1013727600.php" \t "_blank" �http://www.german-foreign-policy.com/de/news/article/1013727600.php�





(4)� Dass „Volksteile“ (Minderheiten) ein Selbstbestimmungsrecht oder gar ein Sezessionsrecht beanspruchen könnten, ist im internationalen Völkerrecht nicht vorgesehen. Die Vereinten Nationen (UN) verbieten Minderheiten sämtliche Tätigkeiten, die gegen die territoriale Integrität der Staaten gerichtet sind. nach: Walter von Goldendach/Hans-Rüdiger Minow Von Krieg zu Krieg – Die deutsche Außenpolitik und die ethnische Parzellierung Europas Berlin/München 3. Auflage 1999





(5)� Dass die europäische Außenpolitik vor allem Militärpolitik ist, hat schon vor Jahren die Besetzung des Postens des Hohen Kommissars für die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik („Mr. GASP“) mit dem bis dato NATO-Generalsekretär Javier Solana deutlich gemacht. Daran wird sich nichts ändern, ganz im Gegenteil. Im Anschluss an Elmar Brok kommt in „Das Parlament“ der Professor für Neuere Geschichte an der Universität Erlangen, Gregor Schöllgen, zu Wort. Der spricht vom ersten Satz an Klartext: „Die transatlantische Epoche ist zu Ende. Soviel ist gewiss.“ Eine hinsichtlich der Umsetzung einer gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik „reformierte“ europäische Gemeinschaft müsse, bei Weiterbestehen der NATO, „in der Lage sein, gegebenenfalls aus eigener militärischer Kraft und in eigener politischer Verantwortung zu handeln und insbesondere innereuropäische Krisen und Konflikte aller Art, wie während der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts die Kriege im vormaligen Jugoslawien, innereuropäisch zu lösen.“ Das Potenzial dazu habe Europa, „zumal der Kontinent mit den Nuklearwaffen Frankreichs und – sollte es mit von der Partie sein – Großbritanniens sogar ein ausreichendes eigenes Abschreckungspotenzial besitzt.“ 





Dass diese Politik kaum Aussicht hat, von allen jetzigen und künftigen Mitgliedstaaten der EU aus freiem Willen und vernünftiger Einsicht mitgetragen zu werden, erkennt auch der Professor. Deswegen unterstützt er die im Verfassungsentwurf vorgesehene Möglichkeit zu intensiverer Kooperation einzelner Staaten im militärischen Bereich. Für die, die nicht mitmachen, hat er nur Verachtung übrig: „Wenn es sein muss, sind … erste Schritte auf dem Weg zu einer Sicherheits- und Verteidigungsunion von einer Kerngemeinschaft zu tun, zumal insbesondere die neuen Mitgliedsstaaten Ost- und Ostmitteleuropas auf absehbare Zeit für amerikanische Gegenargumente, Gunstbeweise oder auch mehr oder weniger unverhohlen geäußerte Drohungen empfänglich sein dürften.“ 





Vollends zynisch wird es, wenn der Professor für Neuere Geschichte feststellt, die Chancen für „substanzielle Fortschritte“ seien „selten so gut wie seit den ersten Wochen und Monaten des Jahres 2003“ gewesen, da sich die EU-Bürger – „unabhängig von der Nationalität und der konkreten Position ihrer Regierung zur Irak- Krise – noch nie so einig“ gewesen seien. Einig worin? „Am 10. April 2003 hatte das Europäische Parlament mit großer Mehrheit einen Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (dessen Vorsitzender wiederum Elmar Brok ist – DTN) angenommen, der nicht nur ‚größere militärische Anstrengungen’ verlangt, sondern mit bislang unerhörter Klarheit feststellte: ‚Wenn diese Bereitschaft fehlt, wenn es die Regierungen der Mitgliedstaaten weiterhin den Amerikanern überlassen, eventuell Kriege zu führen, und sich lediglich mit Fragen des Friedens befassen, dann muss sich die Union wohl damit abfinden, dass sie die Rolle der Athener im alten Rom spielt: Dies hieße letzten Endes hinzunehmen, dass man sich dem Willen eines neuen Reiches unterordnet.‘„ Auf diesem Weg pervertierter Emanzipation durch gleichberechtigtes Kriegführen kommt Deutschland, laut Schöllgen, eine einsame Führungsrolle zu … 


Deutsch-Tschechische Nachrichten Nr. 54/200, GNN-Verlag


� HYPERLINK "http://www.gnn-archiv.staticip.de/archiv/DTN/2003/Dtn54.pdf" ��http://www.gnn-archiv.staticip.de/archiv/DTN/2003/Dtn54.pdf�





(6)� s. der Aufsatz von Christiane Schneider EU auf dem Weg zur „Supermacht“ –  „Kerneuropa“ und Militarisierung, in Die EU, „Kerneuropa“ und Osterweiterung, Geschichte, Entwicklung und Perspektive eines imperialistischen Blocks unter deutsch-französischer Hegemonie, GNN-Verlag Hamburg, S. 54/55:





Die EU sollte befähigt werden, eigene polizeiliche „Krisenmanagemement-Operationen“ zu übernehmen und/oder in UN- oder OSZE-geführten Missionen einen erkennbar eigenständigen Beitrag zu leisten. Im November 2001 bekräftigte der EU-Rat, dass „die zugesagten polizeilichen Fähigkeiten sowohl Polizeikräfte mit zivilem Status als auch Polizeikräfte mit militärischem Status vom Typ „Gendarmerie“ (umfassen). Bei einer Operation, bei der militärische und polizeiliche Komponenten zum Einsatz kommen, erfordert das Handeln der EU im Spektrum der Petersberg-Aufgaben eine starke Synergie zwischen den polizeilichen und den militärischen Komponenten einer solchen Operation.“





Die Kehrseite ist der Einsatz des Militärs im Inneren, der unter dem Stichwort „Bekämpfung des Terrorismus“ offen erörtert wird. … Eher unwahrscheinlich ist dabei das Szenario des inneren Notstandes, wie er in den 60er Jahren bei der Verabschiedung der Notstandsgesetze Befürwortern und Gegnern vor Augen stand, der Einsatz von Militär gegen Bürgerinnen und Bürger in der BRD. Albrecht Funk charakterisiert in „Bürgerrechte & Polizei“ (Cilip) die realistischere Gefahr so: „Das Militär gewinnt eine Aufgabe zurück, die einst zu den Kernfunktionen absolutistischer Armeen in Friedenszeiten gehörte: Es soll das Territorium und die Grenze vor potenziell feindlichen Eindringlichen schützen und wird dadurch zum unersetzlichen Partner ziviler Institutionen ...“ Wobei die „Grenze“ sehr weit nach vorn verschoben ist und die deutsche Öffentlichkeit an den Gedanken gewöhnt wird, dass die Bundeswehr in Bürgerkriegen oder bürgerkriegsähnlichen Situationen wenn nicht in der BRD, so aber zur „Sicherheit“ der BRD und der EU an der „Peripherie“, sozusagen am Limes, zum Einsatz kommt.





Quellenhinweis: Albrecht Funk Militär, Polizei und die „neuen Kriege“, in: Bürgerrechte & Polizei, Militär und Polizei, Cilip 75, 2/2003 � HYPERLINK "http://www.cilip.de/" ��http://www.cilip.de/�








(7)� Die Konflikt- und Kriegsszenarien, für die die EU rüstet, blieben in den Beschlüssen und den sie begleitenden Diskussionen der Außen- und Sicherheitspolitiker der EU-Staaten eher vage. Der damalige Bundesverteidigungsminister Scharping etwa sprach von der „unmittelbaren europäischen Peripherie“ als möglichem Einsatzort. (a) In den einschlägigen Schriften wird der Erfolg der europäischen Integration im Vorfeld der Osterweiterung offen davon abhängig gemacht, ob es der EU gelingt, „ein stabiles Umfeld zu erhalten bzw. zu formen. Sie lässt sich als Sicherheitsgemeinschaft und als zivilisierter politischer Raum langfristig nur dann erhalten, wenn es gelingt, Zivilisierungsprozesse auch in ihrem Umfeld, speziell in Mittelost- und Südosteuropa sowie an den Gegenküsten des Mittelmeer-Raumes durchzusetzen‘‘(b) 





(a) zitiert nach: Andreas Zumach, Der gefährliche und kostspielige Irrweg einer Militarisierung der EU, IPPNW-Forum 69-70.


(b) Hanns W. Maull, Europa als Weltmacht? Perspektiven für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, in: Thomas Jöger/Melanie Piepenschneider (Hrsg.): Europa 2020. Szenarien politischer Entwicklung, Opladen 1997, S. 90.





Christiane Schneider EU auf dem Weg zur „Supermacht“ – „Kerneuropa“ und Militarisierung a.a.O. S. 43





(8)� Artikel 116: Begriff „Deutscher“…


(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.





(9)� Artikel 5: Beziehungen zwischen der Union und den Mitgliedstaaten


(1) Die Union achtet die nationale Identität der Mitgliedstaaten, die in deren grundlegender politischer und verfassungsrechtlicher Struktur einschließlich der regionalen und kommunalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt. Sie achtet die grundlegenden Funktionen des Staates, insbesondere die Wahrung der territorialen Unversehrtheit, die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit. …


Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa, 18.7.2003, S. 7





Der freiwillige Austritt aus der Union ist geregelt: Titel IX Zugehörigkeit zur Union S.44-46





(10)� Auszug aus Schlechter als das Grundgesetz – zum Entwurf des Europäischen Konvents für eine Verfassung der Europäischen Union, von Hans Henning Adler, s. Quellenhinweis Fußnote (19)





(11)� Grundgesetz


Artikel 24


(1) Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen.


(1a) Soweit die Länder für die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben zuständig sind, können sie mit Zustimmung der Bundesregierung Hoheitsrechte auf grenznachbarschaftliche Einrichtungen übertragen.


(2) Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und sichern.


(3) Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund Vereinbarungen über eine allgemeine, umfassende, obligatorische, internationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten.





Artikel 26


(1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen.








(12)� Artikel 10: Das Unionsrecht


(1) Die Verfassung und das von den Organen der Union in Ausübung der ihnen zugewiesenen Zuständigkeiten gesetzte Recht haben Vorrang vor dem Recht der Mitgliedstaaten.





(13)� Vorschlag für die Initiierung einer Kampagne gegen diese EU-(Militär-)Verfassung





Liebe Freundinnen und Freundinnen,





Der so genannte EU-Konvent hat in längerer Arbeit einen Entwurf für die zukünftige EU-Verfassung vorgelegt. Dieser Entwurf für eine neue EU-Verfassung hat es in sich.





Aufrüstungsverpflichtung





Unter Artikel I-40 des 260seitigen Entwurfs für eine EU-Verfassung heißt


es: „Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern“. Dass es sich dabei tatsächlich um eine verbindliche Verpflichtung für alle EU-Staaten handelt, zeigt die ebenfalls in der zukünftigen Verfassung festgeschriebene Gründung eines „Europäischen Amtes für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeiten“. Dieses Amt soll „bei der Ermittlung der Ziele im Bereich der militärischen Fähigkeiten der Mitgliedstaaten mitwirken und die Erfüllung der von den Mitgliedstaaten in Bezug auf diese Fähigkeiten eingegangen Verpflichtungen bewerten“. Also hier ist eine Aufrüstungsverpflichtung in einer Verfassung festgeschrieben, der Verfassung, die in Zukunft für fast alle von uns verbindlich gilt.





EU-Kampfeinsätze in aller Welt - ohne Parlamentskontrolle





Ebenfalls in der EU-Verfassung wird geregelt, dass das EU-Militär zu „Kampfeinsätzen im Rahmen der Krisenbewältigung einschließlich Frieden schaffender Maßnahmen“ eingesetzt werden kann. Weiter heißt es: „Mit allen diesen Missionen kann zur Bekämpfung des Terrorismus beigetragen werden, unter anderem auch durch die Unterstützung für Drittstaaten bei der Bekämpfung des Terrorismus in ihrem Hoheitsgebiet“. Das im Grundsatz gebilligte Militärstrategiepapier der EU, das im Kontext der EU-Verfassung zu sehen ist, sieht sogar das Präventivkriegskonzept vor!


„Über militärische Einsätze der EU entscheidet der Ministerrat“, das EU-Parlament ist zu „wichtigsten Aspekten“ der „Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik“ nur anzuhören, eine parlamentarische Kontrolle kann somit kaum stattfinden.





Mitarbeit und dann Opposition?





Eine Reihe von politischen Gruppen haben sich während der Entstehung des Entwurfs für eine EU-Verfassung bemüht, an einigen Stellen Verbesserungen zu erreichen, manche haben auch Änderungen erreicht oder glauben sie erreicht zu haben. An vielen anderen ist die Entstehung des Entwurfs für eine EU-Verfassung völlig vorbeigegangen. Eine anfängliche Mitarbeit und eine anschließende Ablehnung müssen sich nicht widersprechen, im Gegenteil. Trotz vielfacher Bemühungen gelang es nicht, dass sich die Grundrichtung des Entwurf für die EU-Verfassung vor allem im Militärbereich entscheidend verändert hat. So ist angesichts der konkreten Verfassungsinhalte am Ende nur eine klare Ablehnung dieses EU-Verfassungsentwurfs konsequent und politisch richtig.





Wir sind der Meinung, dass das zentrale Kriterium sein muss, ob die EU-Verfassung politisch stimmig ist oder eben nicht. Die Regelungen im Militärbereich sind dermaßen grundlegend falsch, dass allein schon damit der Gesamtentwurf der EU-Verfassung politisch falsch wird. Politisch besonders bedeutend ist, dass es sich nüchtern betrachtet, beim Entwurf für eine EU-Verfassung im Wesentlichen um eine Militärverfassung handelt. Die genaue Analyse und Kritik im Militärbereich findet sich im Anschluss dieses Textes.





Es wäre wünschenswert, wenn eine ähnliche Analysen des EU-Verfassungsentwurfs auch mit Hinblick auf andere problematische Verfassungsinhalte unternommen würden: Unter juristischen, wirtschaftswissenschaftlichen, globalisierungskritischen, ökologischen, grundrechtlichen, (atom)energiepolitischen, feministischen, etc.


Gesichtspunkten.





Vorschlag für die Initiierung einer Kampagne gegen diesen Entwurf einer EU-Verfassung





Aus den genannten Gründen haben wir jetzt bei der Informationsstelle Militarisierung (IMI) beschlossen, vorzuschlagen, eine Kampagne gegen diesen EU-Verfassungsentwurf zu initiieren. Wir können und wollen die Kampagne gegen die EU-Verfassung als IMI nicht alleine starten, wir wollen die Kampagne hiermit vorschlagen und bitten um Rückmeldung, über den Vorschlag und wie das weitere Prozedere sein könnte.





Wir könnten uns vorstellen, dass eine solche Kampagne getragen wird von Gruppen der Friedens- und Antikriegsbewegung, Gruppen der globalisierungskritischen Bewegung, Gruppen der Bewegung gegen Sozialabbau, Gruppen, die sich um Flüchtlinge kümmern, usw.





Wir könnten uns vorstellen, einen Text aufzusetzen, der die Kritik und Ablehnung dieses Entwurfs einer EU-Verfassung deutlich macht. Dieser Text könnte dann von vielen Menschen und Gruppen unterzeichnet werden und dann später veröffentlicht werden.





Dieser Text geht - über unseren normalen Verteiler der Online-Zeitschrift IMI-List (ca. 1.000 Menschen) hinaus - an wahrscheinlich oder möglicherweise interessierte Gruppen und Einzelpersonen. Einige der Gruppen, die diesen Text zugesandt bekommen, bei denen der Vorschlag z.T. schon auf Versammlungen gemacht wurde, und von denen wir uns erhoffen, dass sie bei einer Kampagne gegen diese EU-Verfassung mitmachen könnten, seien beispielhaft genannt:


Bundesausschuss Friedensratschlag, Kooperation für den Frieden, attac (Rat, Ko-Kreis, wissenschaftlicher Beirat und AG Globalisierung und Krieg), DFG-VK, Connection e.V., Friedensnetz, Berliner Sozialforum, Kölner Sozialforum, weitere Sozialforen (in Gründung).





Auch auf dem Europäischen Sozialforum (ESF) in Paris könnte der Vorschlag einer Kampagne gegen diese EU-Verfassung eingebracht und am 16.11. vielleicht beschlossen werden?! Ich werde die EU-(Militär-)Verfassung und den Vorschlag einer Kampagne dagegen jedenfalls auch im Rahmen meines Redebeitrages in Paris thematisieren.





Wir bitten um Rückmeldung


Ich hoffe auf breite Resonanz





Mit den besten Grüßen


Tobias Pflüger





Quelle: IMI-List 0175





(14)� zitiert nach der unautorisierten Übersetzung bei der Informationsstelle Militarisierung (IMI)  � HYPERLINK "http://www.imi-online.de/2003.php3?id=715" ��http://www.imi-online.de/2003.php3?id=715�





(15)� s. die offizielle Seite des Europäischen Konvents � HYPERLINK "http://register.consilium.eu.int/pdf/de/03/cv00/cv00850de03.pdf" ��http://register.consilium.eu.int/pdf/de/03/cv00/cv00850de03.pdf�








(16)� Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa, 18.7.2003


Kapitel II - Besondere Bestimmungen





Artikel 39: Besondere Bestimmungen für die Durchführung der Gemeinsamen Außen- und


Sicherheitspolitik


(1) Die Europäische Union verfolgt eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, die


auf einer Entwicklung der gegenseitigen politischen Solidarität der Mitgliedstaaten, der Ermittlung der Fragen von allgemeiner Bedeutung und der Erreichung einer immer stärkeren Konvergenz des Handelns der Mitgliedstaaten beruht.


(2) Der Europäische Rat bestimmt die strategischen Interessen der Union und legt die Ziele


ihrer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik fest. Der Ministerrat gestaltet diese Politik im Rahmen der vom Europäischen Rat festgelegten strategischen Leitlinien nach Maßgabe von Teil III.


(3) Der Europäische Rat und der Ministerrat erlassen die erforderlichen Europäischen


Beschlüsse.


(4) Diese Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik wird vom Außenminister der Union


und von den Mitgliedstaaten mit den einzelstaatlichen Mitteln und denen der Union durchgeführt.


(5) Die Mitgliedstaaten stimmen einander im Europäischen Rat und im Ministerrat zu jeder außen- und sicherheitspolitischen Frage von allgemeiner Bedeutung ab, um ein gemeinsames Vor- gehen festzulegen. Bevor ein Mitgliedstaat in einer Weise, die die Interessen der Union berühren könnte, auf internationaler Ebene tätig wird oder eine Verpflichtung eingeht, konsultiert er die anderen Mitgliedstaaten im Europäischen Rat oder im Ministerrat. Die Mitgliedstaaten gewährleisten durch konvergentes Handeln, dass die Union ihre Interessen und Werte auf internationaler Ebene geltend machen kann. Die Mitgliedstaaten sind untereinander solidarisch.


(6) Das Europäische Parlament wird zu den wichtigsten Aspekten und den grundlegenden


Weichenstellungen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik regelmäßig gehört und über ihre Entwicklung auf dem Laufenden gehalten.


(7) Im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik erlassen der Europäische


Rat und der Ministerrat außer in den in Teil III vorgesehenen Fällen Europäische Beschlüsse einstimmig. Sie beschließen auf Vorschlag eines Mitgliedstaates, des Außenministers der Union oder des Außenministers mit Unterstützung der Kommission. Europäische Gesetze und Rahmengesetze sind ausgeschlossen.


(8) Der Europäische Rat kann einstimmig beschließen, dass der Ministerrat in anderen als


den in Teil III genannten Fällen mit qualifizierter Mehrheit beschließt.





Artikel 40: Besondere Bestimmungen für die Durchführung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik


(1) Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist integraler Bestandteil der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Sie sichert der Union die auf zivile und militärische Mittel gestützte Fähigkeit zu Operationen. Auf diese kann die Union bei Missionen außerhalb der Union zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung und Stärkung der internationalen Sicherheit gemäß den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen zurückgreifen. Sie erfüllt diese Aufgaben mit Hilfe der Fähigkeiten, die von den Mitgliedstaaten bereit gestellt werden.


(2) Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik umfasst die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik der Union. Diese führt zu einer gemeinsamen Verteidigung, sobald der Europäische Rat einstimmig darüber beschlossen hat. Er empfiehlt in diesem Fall den Mitgliedstaaten, gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften einen Beschluss zu diesem Zweck zu erlassen. Die Politik der Union nach diesem Artikel berührt nicht den besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten; sie achtet die Verpflichtungen bestimmter Mitgliedstaaten, die ihre gemeinsame Verteidigung in der Nordatlantikvertrags-Organisation ver- wirklicht sehen, aufgrund des Nordatlantikvertrages und ist vereinbar mit der in jenem Rahmen festgelegten gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik.


(3) Die Mitgliedstaaten stellen der Union für die Umsetzung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik zivile und militärische Fähigkeiten als Beitrag zur Verwirklichung der vom Ministerrat festgelegten Ziele zur Verfügung. Die Mitgliedstaaten, die untereinander multi- nationale Streitkräfte bilden, können diese auch für die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik zur Verfügung stellen. Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern. Es wird ein Europäisches Amt für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeiten eingerichtet, dessen Aufgabe es ist, den operativen Bedarf zu ermitteln und Maßnahmen zur Bedarfsdeckung zu fördern, zur Ermittlung von Maßnahmen zur Stärkung der industriellen und technologischen Grundlage des Verteidigungssektors beizutragen und diese Maßnahmen gegebenenfalls durchzuführen, sich an der Festlegung einer europäischen Politik im Bereich Fähigkeiten und Rüstung zu beteiligen sowie den Ministerrat bei der Beurteilung der Verbesserung der militärischen Fähigkeiten zu unterstützen.


(4) Europäische Beschlüsse zur Durchführung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, einschließlich der Beschlüsse über die Einleitung einer Mission nach diesem Artikel, werden vom Ministerrat einstimmig auf Vorschlag des Außenministers der Union oder eines Mitgliedstaates erlassen. Der Außenminister der Union kann gegebenenfalls gemeinsam mit der Kommission den Rückgriff auf einzelstaatliche Mittel sowie auf Instrumente der Union vor-


schlagen.


(5) Der Ministerrat kann zur Wahrung der Werte der Union und im Dienste ihrer Interessen


eine Gruppe von Mitgliedstaaten mit der Durchführung einer Mission im Rahmen der Union beauftragen. Diese Mission wird nach Maßgabe von Artikel III-211 durchgeführt.


(6) Die Mitgliedstaaten, die anspruchsvollere Kriterien in Bezug auf die militärischen


Fähigkeiten erfüllen und die im Hinblick auf Missionen mit höchsten Anforderungen untereinander festere Verpflichtungen eingegangen sind, begründen eine strukturierte Zusammenarbeit im Rahmen der Union. Diese Zusammenarbeit erfolgt nach Maßgabe von Artikel III-213.


(7) Solange der Europäische Rat keinen Beschluss im Sinne des Absatzes 2 gefasst hat, wird im Rahmen der Union eine engere Zusammenarbeit im Bereich der gegenseitigen Verteidigung eingerichtet. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit leisten im Falle eines bewaffneten Angriffs auf das Hoheitsgebiet eines an dieser Zusammenarbeit beteiligten Staates die anderen beteiligten Staaten gemäß Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen alle in ihrer Macht stehende militärische und sonstige Hilfe und Unterstützung. Bei der Umsetzung der engeren Zusammenarbeit im Bereich der gegenseitigen Verteidigung arbeiten die beteiligten Staaten eng mit der Nordatlantikvertrags-Organisation zusammen. Die Teilnahmemodalitäten und die praktischen Modalitäten sowie die dieser Zusammenarbeit eigenen Beschlussfassungsverfahren sind in Artikel III-214 enthalten.


(8) Das Europäische Parlament wird zu den wichtigsten Aspekten und den grundlegenden Weichenstellungen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik regelmäßig gehört und über ihre Entwicklung auf dem Laufenden gehalten.





(17)� Frank Pieper (Hg.), Holger Kuhr, Christiane Schneider


Die EU, „Kerneuropa“ und Osterweiterung – Geschichte, Entwicklung und Perspektive eines imperialistischen Blocks unter deutsch-französischer Hegemonie


Frank Pieper, 100 Jahre Weltmachtstreben – Deutsche Mitteleuropakonzepte vom Kaiserreich bis Joschka Fischer


Christiane Schneider, EU auf dem Weg zur „Supermacht“ – „Kerneuropa“ und Militarisierung


Holger Kuhr, Peripherisierung und avantgardistische Finalität – Die Berliner Europa-Politik und die EU-Osterweiterung


erschienen im Okt 2003, 112 Seiten, Preis 5 Euro plus Porto


Zu beziehen bei: GNN Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 Hamburg, Tel. 0 40 / 43 18 88 20, Fax 040 / 43 18 88 21, eMail: � HYPERLINK "mailto:gnn-hhsh@hansenet.de" ��gnn-hhsh@hansenet.de�





(18)� Politische Berichte 21/2003 S. 20, GNN-Verlag. � HYPERLINK "http://www.gnn-archiv.staticip.de/archiv/PB/2003/21pb.pdf" ��http://www.gnn-archiv.staticip.de/archiv/PB/2003/21pb.pdf�


Christiane Schneider, Redakteurin Politische Berichte, Landessprecherin der PDS Hamburg 





(19)� � HYPERLINK "http://www.pds-reinickendorf.de/archiv/2003/brf-hha-euverf20030828.htm" ��http://www.pds-reinickendorf.de/archiv/2003/brf-hha-euverf20030828.htm�


Hans Henning Adler, Oldenburg, Rechtsanwalt, PDS-Mitglied





(20)� � HYPERLINK "http://www.imi-online.de/2003.php3?id=694" ��http://www.imi-online.de/2003.php3?id=694�





(21)� 12.11.2003 �IMI-Analyse 2003/036 - in: IMI-List 0175��Eine Militärverfassung für die Europäische Union – Oder auch die EU ist auf Kriegskurs.��1. Einleitung��Nach längerer Arbeit hat der so genannte Konvent einen Entwurf für eine EU-Verfassung vorgelegt, der �260 Seiten umfasst und in vier Abschnitte aufgeteilt ist. Zum Verfassungsentwurf hinzu kommen noch verschiedene Teile eines Anhangs mit Zusatzvereinbarungen, die ebenfalls Verfassungsrang erhalten. Der EU-Verfassungsentwurf findet sich in seiner Fassung vom 20.08.2003 hier: http://www.imi-online.de/download/EU-Verfassungsentwurf.pdf ��2. Zum Stellenwert der Militärpolitik im EU-Verfassungsentwurf��Die so genannte „Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“ (GASP) und die „gemeinsame Verteidigungspolitik“ nehmen einen großen und zentralen Raum im Verfassungsentwurf ein. Die Regelungen insbesondere für die Militärpolitik sind regelrecht konkretistisch und sehr detailreich. Die EU-Kommission schreibt dazu selbst: „Schließlich ist der Verfassungsentwurf - durch die Ersetzung aller Bestimmungen der aktuellen Verträge und insbesondere die Neufassung der Bestimmungen hinsichtlich des außenpolitischen Handels und des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie durch die vollständige Übernahme aller Bestimmungen zu den einzelnen Politikbereichen - zwangsläufig lang und relativ detailliert geworden.“ (Stellungnahme der Kommission gemäß Artikel 48 des Vertrages über die Europäische Union zum Zusammentritt einer Konferenz von Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine Änderung der Verträge vom 17.09.2003.) Der Stellenwert der Außen- und Militärpolitik wird von der EU-Kommission dort wie folgt beschrieben: „Der Konvent hat die Bestimmungen zum außenpolitischen Handeln der Union und zum Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts im Detail untersucht. Er hat Entwürfe für Artikel vorgelegt, die de facto eine völlige Neufassung darstellen. Bei den übrigen Politikbereichen hat sich der Konvent darauf beschränkt, die Bestimmungen im aktuellen EG-Vertrag mit einigen punktuellen Änderungen zu übernehmen.“ Der Inhalt des EU-Verfassungsentwurfs wird an gleicher Stelle folgendermaßen beschrieben: „... die Bestimmungen zur Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik werden neu gefasst; die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik wird ausgebaut und den Mitgliedstaaten, die dies wünschen, die Möglichkeit eingeräumt, ihre Handlungskapazitäten in einem gemeinsamen Rahmen zu erweitern.“ ��3. Integration in die EU durch gemeinsame Militärpolitik?! - Loyalität der Einzelstaaten gegenüber der EU-Militärpolitik?!��Im Verfassungsentwurf wird explizit erklärt: „Die Union ist dafür zuständig, eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik einschließlich der schrittweisen Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik zu erarbeiten und zu verwirklichen.“ (Artikel I-11, Absatz 4 des EU-Verfassungsentwurfs, ähnlich und fast wortgleich in Artikel I-15, Absatz 1). Der Schritt, der dazu gemacht werden muss, steht in Artikel I-40, Absatz, 2: „Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik umfasst die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik der Union. Diese führt zu einer gemeinsamen Verteidigung, sobald der Europäische Rat einstimmig darüber beschlossen hat.“ Es gibt so etwas wie eine Loyalitätspflicht innerhalb der EU: In Artikel I-15, Absatz 2 heißt es: „Die Mitgliedstaaten unterstützen die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Union aktiv und vorbehaltlos im Geiste der Loyalität und der gegenseitigen Solidarität und achten die Rechtsakte der Union in diesem Bereich. Sie enthalten sich jeder Handlung, die den Interessen der Union zuwiderläuft oder ihrer Wirksamkeit schaden könnte.“ Solange noch kein Beschluss des Eu-Ministerrates zur „Verteidigungspolitik“ vorliegt, können aber einzelne Staaten innerhalb der EU, die in Bezug auf das Militär „untereinander festere Verpflichtungen eingegangen sind“ und damit „eine strukturierte Zusammenarbeit im Rahmen der Union“ begründen (Artikel I-40, Absatz 6, mehr dazu unter Punkt 7). Einzelstaaten der EU können nach der Verabschiedung der EU-Verfassung die voranschreitende gemeinsame Militärpolitik nicht mehr ohne weiteres verhindern. Bei Annahme dieses EU-Verfassungsentwurfs wird der gemeinsamen Militärpolitik der Europäischen Union eine - wenn nicht die - zentrale Funktion im Prozess der Integration der EU der 25 Mitgliedsstaaten zugewiesen, dies wird in den Abschnitten über Zuständigkeiten (besonders Artikel I-11) bzw. des allseitigen Verbindlichkeitscharakter (Artikel I-15) besonders deutlich. Außerdem ist die gemeinsame Militärpolitik ein - wenn nicht das - zentrale (neue) Element dieses EU-Verfassungsentwurfs. ��4. Aufrüstungs-Verpflichtung in der Verfassung! - Kontrolle durch neues Amt ��Was den friedens- bzw. militärpolitischen Bereich anbelangt, finden sich im Verfassungsentwurf zahlreiche dramatische Neuerungen: So gibt es eine explizite Aufrüstungsverpflichtung im Verfassungsrang: „Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern“ (Artikel I-40, Absatz 3). D.h. in der zukünftigen EU-Verfassung wird eine regelmäßige Aufrüstung festgeschrieben! Um diese regelmäßige Aufrüstung zu kontrollieren und teilweise durchzuführen wird ein „Europäisches Amt für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeiten eingerichtet, dessen Aufgabe es ist, den operativen Bedarf zu ermitteln und Maßnahmen zur Bedarfsdeckung zu fördern, zur Ermittlung von Maßnahmen zur Stärkung der industriellen und technologischen Grundlage des Verteidigungssektors beizutragen und diese Maßnahmen gegebenenfalls durchzuführen, sich an der Festlegung einer europäischen Politik im Bereich Fähigkeiten und Rüstung zu beteiligen sowie den Ministerrat bei der Beurteilung der Verbesserung der militärischen Fähigkeiten zu unterstützen.“ (Artikel I-40, Absatz 3). Sowohl in Bezug auf die „Verbesserungen der militärischen Fähigkeiten als auch bei der Bewertung durch das „Europäisches Amt für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeiten“ ist explizit von einer „Verpflichtung“ die Rede!��5. EU-Truppen in aller Welt? - Festschreibung von Kampfeinsätzen (auch in Drittstaaten) in der Verfassung!��Die EU erhält für ihre Militärpolitik einzelstaatliche Militärkontingente: „Die Mitgliedstaaten stellen der Union für die Umsetzung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik zivile und militärische Fähigkeiten als Beitrag zur Verwirklichung der vom Ministerrat festgelegten Ziele zur Verfügung. Die Mitgliedstaaten, die untereinander multinationale Streitkräfte bilden, können diese auch für die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik zur Verfügung stellen.“ (Artikel I-40, Absatz 3) Ein weiteres Novum ist, dass die Bereitschaft zu weltweiten Militäreinsätzen zur verfassungsmäßigen Pflicht erhoben wird. EU-Streitkräfte sollen zu „Kampfeinsätzen im Rahmen der Krisenbewältigung einschließlich Frieden schaffender Maßnahmen“ (Artikel III-210) eingesetzt werden können. Weiter heißt es: „Mit allen diesen Missionen kann zur Bekämpfung des Terrorismus beigetragen werden, unter anderem auch durch die Unterstützung für Drittstaaten bei der Bekämpfung des Terrorismus in ihrem Hoheitsgebiet“. (Artikel III-210). Hierbei handelt es sich um ein extrem weit gefasstes Mandat für etwaige EU-Kampfeinsätze. Es würde der EU sogar erlauben sich in Bürgerkriegen auf die Seite der einen oder anderen Fraktion zu schlagen und militärisch mit der Begründung des „Kampfes gegen den Terrorismus“ den Kriegsausgang zu beeinflussen. Wo die Grenze solcher exterritorialer EU-Militäreinsätze gezogen wird, bleibt offen. ��6. Festschreibung des Kerneuropakonzepts - enge Zusammenarbeit EU - NATO��In Artikel 40, Absatz 6 des Verfassungsentwurfs heißt es: „Die Mitgliedstaaten, die anspruchsvolle Kriterien in Bezug auf die militärischen Fähigkeiten erfüllen und die im Hinblick auf Missionen mit höchsten Anforderungen untereinander festere Verpflichtungen eingegangen sind, begründen eine strukturierte Zusammenarbeit im Rahmen der Union.“ In Artikel I-40, Absatz 7 wird das, was Jacques Chirac mal als Vorausteam wie bei der Tour de France bezeichnet hat, konkretisiert: „Solange der Europäische Rat keinen Beschluss im Sinne des Absatzes 2 gefasst hat, wird im Rahmen der Union eine engere Zusammenarbeit im Bereich der gegenseitigen Verteidigung eingerichtet.“ Dies bedeutet, dass einzelne Staaten innerhalb der EU, die „untereinander festere Verpflichtungen eingegangen“ sind, gemeinsame ständige militärische Strukturen schaffen können. Dies ist im militärischen Bereich das, was der deutsche Außenminister in seiner Grundsatzrede [„Vom Staatenverbund zur Föderation - Gedanken über die Finalität der europäischen Integration“] am 12. Mai 2000 an der Humboldt-Universität in Berlin (z.B. unter: http://www.deutschebotschaft-moskau.ru/de/aussenpolitik/reden/foederation.html ) beschrieben hat. Er sprach dort von einem „Avantgarde“-Europa, von einem „Gravitationszentrum“ innerhalb der EU, der ältere Begriff vom „Kerneuropa“ von Wolfgang Schäuble und Karl Lamers trifft die Sache allerdings besser. ��Diese so genannte „strukturierte Zusammenarbeit“ bzw. „engere Zusammenarbeit“ im Bereich der Militärpolitik ist eine Art Exklusivclub innerhalb der EU: So heißt es in Artikel III-213, Absatz 3: „Wenn der Ministerrat die Europäischen Beschlüsse über den Gegenstand der strukturierten Zusammenarbeit erlässt, nehmen nur die Mitglieder des Ministerrates, die an der strukturierten Zusammenarbeit beteiligte Mitgliedstaaten vertreten, an den Beratungen und an der Abstimmung über diese Beschlüsse teil. Der Außenminister der Union nimmt an den Beratungen teil. Die Vertreter der anderen Mitgliedstaaten werden ordnungsgemäß und in regelmäßigen Abständen vom Außenminister der Union über die Entwicklung der strukturierten Zusammenarbeit informiert.“ Wie diese engere Militärzusammenarbeit im Rahmen der EU von anderen EU-Einzelstaaten gebremst oder verhindert werden könnte, bleibt völlig offen. Für die offiziell noch neutralen Staaten der EU - Finnland, Irland, Österreich und Schweden - stellt sich ein weiteres Problem: In der EU-Verfassung gibt es eine Reihe von expliziten Regelungen für die Zusammenarbeit mit der NATO, so z.B. im Artikel I-40, Absatz 7: „Bei der Umsetzung der engeren Zusammenarbeit im Bereich der gegenseitigen Verteidigung arbeiten die beteiligten Staaten eng mit der Nordatlantikvertrags-Organisation zusammen.“ Damit ist die Befürchtung nicht unberechtigt, dass mit der Unterzeichnung dieser EU-Verfassung für die bisherigen Nicht-NATO-Staaten die EU-Mitgliedschaft eine „NATO-Mitgliedschaft light“ wird. ��7. Ministerrat entscheidet allein - Keine Parlamentbeteiligung bei Militäreinsätzen weder vom EU-Parlament noch vom Bundestag��Mehrfach wird in der EU-Verfassung betont, dass die alleinige Entscheidungsgewalt über die EU-Militärpolitik beim EU-Ministerrat liegt: „Über militärische Einsätze der EU entscheidet der Ministerrat“, so regelt das Artikel 40 Absatz 4 des EU-Verfassungsentwurfs. Ähnlich noch einmal in Artikel 198 Absatz 1: „Verlangt eine internationale Situation ein operatives Vorgehen der Union, so erlässt der Ministerrat die erforderlichen Europäischen Beschlüsse“. Das EU-Parlament soll also nicht beteiligt werden. In Absatz 8 des Artikels 40 wird lediglich regelt, dass das EU-Parlament zu „wichtigsten Aspekten“ regelmäßig anzuhören sei und über die Entwicklung der „grundlegenden Weichenstellungen der gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf dem Laufenden gehalten“ wird. Artikel 205 Absatz 1 präzisiert dieses Informationspflicht. In Absatz 2 heißt es dann: „Das Europäische Parlament kann Anfragen an den Ministerrat und den Außenminister der Union stellen.“ Doch eine Informationspflicht ist kein Beschlussrecht. In seinem Urteil vom 12. Juli 1994 hatte das Bundesverfassungsgericht bezüglich Auslandseinsätze der Bundeswehr verbindlich festgelegt, dass der Bundestag Auslandseinsätzen mit einfacher Mehrheit zustimmen muss. Da EU-Recht grundsätzlich deutsches Recht bricht, ist fraglich, ob die Beteiligung des Bundestages damit nicht de facto gestrichen ist. Dieser EU-Kontext wirft auf die derzeitige Erarbeitung des so genannten „Parlamentsbeteiligungsgesetzes“ - eigentlich richtiger Parlamentsentmachtungsgesetz - ein neues Licht: Im vorliegenden Gesetzentwurf der SPD sind vor allem zwei Regelungen interessant: Erstens sollen nur noch bewaffnete Einsätze durch den Bundestag abgestimmt werden und zweitens sollen Verlängerungen von Einsätzen automatisch erfolgen, es sei denn es widerspricht eine Bundestagsfraktion oder 33 Abgeordnete, dann entscheidet der Bundestag mit einfacher Mehrheit. Das Problem bei diesem Parlamentsentmachtungsgesetz ist weniger, dass die Bundestagsabgeordneten nicht mehr grundsätzlich mit Bundeswehr-Auslandseinsätzen befasst werden, sondern dass durch diese Nichtbefassung auch die Öffentlichkeit aus dem Verfahren ausgeschlossen ist. Diese geplante Regelung passt also „sehr gut“ zum Entwurf der EU-Verfassung.��8. EU-Verfassung und Grundgesetz - Aushebelung des Grundgesetzes��Prof. Dr. Jürgen Meyer (SPD), über den Bundestag Mitglied im EU-Konvent, hat noch einmal klargestellt, dass EU-Recht immer deutsches Recht bricht: „Sollte es allerdings ausnahmsweise zu inhaltlichen Widersprüchen kommen, gilt der Vorrang des EU-Rechts.“ Auf folgende Frage: „Kommt damit die vorauszusehende Ratifizierung des Dokuments durch den Deutschen Bundestag nicht einer Verfassungsänderung gleich? Welches Abstimmungsverfahren ist hierfür vorgesehen?“ konkretisierte er: „Sie haben Recht. Nach meiner Auffassung ergibt sich aus Art. 23 Grundgesetz, dass Bundestag und Bundesrat der EU-Verfassung mit 2/3 Mehrheit zustimmen müssen.“ D.h., um das noch einmal ganz deutlich zu schreiben: Die Annahme dieser EU-Verfassung ist eine grundlegende Verfassungsänderung. Das Grundgesetz ist dann zweitrangig geworden. Besonders die Grundgesetzartikel, die sich auf den Militärbereich beziehen, die erst 1956 nach der Wiederbewaffnung eingefügt wurden, sind damit Makulatur: Z.B. Artikel 87a (1) „Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. (...) (2) Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräfte nur eingesetzt werden, soweit dieses Grundgesetz es ausdrücklich zulässt“ oder Artikel 26, Absatz 1: „Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen.“ Die neuen Regelungen im Entwurf für die EU-Verfassung im Militärbereich sind den Regelungen im Grundgesetz dann übergeordnet. Greift hier eigentlich Artikel 20, Absatz 4 des Grundgesetzes? „Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist“? ��9. EU-Militärstrategie von Javier Solana: Die EU als militärischer Faktor im Weltmaßstab in einem multilateralen System��Im Auftrag der EU-Regierungschefs hat der Verantwortliche für den Bereich Außen- und Sicherheitspolitik“ der EU, Javier Solana einen Entwurf für ein Strategiepapier für den Militärbereich vorgelegt. (Original z.B. unter http://imi-online.de/download/Solana-Papier.pdf ) Dieses EU-Militärstrategie-Papier wurde beim EU-Gipfel in Thessaloniki im Grundsatz von allen EU-Regierungschefs gebilligt. „In diesem Papier werden drei strategische Ziele für die Europäische Union vorgeschlagen. Erstens können wir in besonderem Maße zu Stabilität und verantwortungsvoller Staatsführung in unserer unmittelbaren Nachbarschaft beitragen. Zweitens müssen wir ganz allgemein eine Weltordnung schaffen, die sich auf einen wirksamen Multilateralismus stützt. Drittens müssen wir uns den alten und den neuen Bedrohungen stellen.“ Die Europäische Union setzt dafür vor allem auf ihre (neue) militärische Stärke: „Eine Union mit 25 Mitgliedern und einem Verteidigungsgesamthaushalt von 160 Milliarden Euro sollte in der Lage sein, mehrere Operationen gleichzeitig auszuführen. Wir müssen eine strategische Kultur entwickeln, die frühe, schnelle und, falls erforderlich, robuste Interventionen fördert“. „Wenn wir es ernst meinen mit den neuen Bedrohungen und dem Aufbau von flexibleren mobilen Einsatzkräften, müssen wir die Mittel für die Verteidigung aufstocken.“ (Es heißt hier nicht, „wenn die Bedrohungen ernst zu nehmen sind“, es heißt: „Wenn wir es ernst meinen mit den neuen Bedrohungen...“!) „In einer Welt globaler Bedrohungen, globaler Märkte und globaler Medien hängt unsere Sicherheit und unser Wohlstand von einem funktionsfähigen multilateralen System ab.“ Im Fazit des Solana-Papiers heißt es: „Wir leben in einer Welt mit neuen Gefahren, aber auch mit neuen Chancen. Wenn es der Europäischen Union gelingt, zu einem handlungsstarken Akteur zu werden, dann besitzt sie das Potenzial, einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung der Bedrohungen wie auch zur Nutzung der Chancen zu leisten. Eine aktive und handlungsfähige Europäische Union könnte Einfluss im Weltmaßstab ausüben. Damit würde sie zu einem wirksamen multilateralen System beitragen, das zu einer gerechteren und sichereren Welt führen würde.“ Dies sind Kampfansagen an die von der britischen und us-amerikanischen Regierung beschworene unilaterale Weltordnung mit einer einzigen Weltmacht USA. Die Europäische Union soll so etwas wie die zweite Weltmacht in einem „multilateralen“ Weltsystem werden!��10. Auch die Europäische Union will „präventive Kriege“ führen. ��Im Solana-Papier wird u.a. auch das Präventivkriegskonzept festgeschrieben: „Die Bedrohungen in diesem neuen Zeitalter haben ihren Ursprung oftmals in fernen Gebieten. Im Zeitalter der Globalisierung können allerdings solche fernen Bedrohungen genauso Besorgnis erregend sein wie näher gelegene. Nukleare Tätigkeiten in Nordkorea, nukleare Risiken in Südasien und Proliferation im Nahen Osten sind allesamt ein Grund zur Besorgnis für Europa.“ Und: „Unser herkömmliches Konzept der Selbstverteidigung, das bis zum Ende des Kalten Krieges galt, ging von der Gefahr einer Invasion aus. Bei den neuen Bedrohungen wird die erste Verteidigungslinie oftmals im Ausland liegen. Die neuen Bedrohungen sind dynamischer Art. Wenn sie nicht beachtet werden, erhöht sich die Gefahr. ... Daher müssen wir bereit sein, vor dem Ausbrechen einer Krise zu handeln.“ Damit wird das Kernelement der National Security Strategy (NSS) der USA, - die so genannte Bush-Doktrin - auch für den EU-Rahmen festgeschrieben. Die Bombenphase des Krieges gegen den Irak war der Testlauf für dieses Präventivkriegskonzept (vgl. z.B. Financial Times Deutschland, 19.03.2003). Inzwischen gilt dieses Präventivkriegskonzept offensichtlich unter Militärs und Regierungen des Westens als Erfolgsrezept. Die Formulierungen im Solana-Papier zeigen, dass es keinen qualitativen - nur noch einen quantitativen - Unterschied gibt im Bereich der expansiven Militärpolitik zwischen EU und USA. Von vielen, auch von Regierungen, im „alten Europa“ werden gerne die US-Regierung und ihre Methoden kritisiert, doch genau diese EU-Regierungen - einschließlich der deutschen rot-grünen Regierung - übernehmen sehr gerne - z.B. mit der neuen EU-Militärstrategie - genau diese Methoden, z.B. die Präventivkriegsstrategie. ��11. Der Kampf um das Gute in der Welt - oder wo liegt das Problem, im Süden oder im Westen? �oder Mit oder ohne die USA - der Feind ist der Süden ��Die drei Hauptgefahren, die die EU-Regierenden sehen, werden im Solana-Papier benannt: „Bei einer Summierung dieser verschiedenen Elemente extrem gewaltbereite Terroristen, Verfügbarkeit von Massenvernichtungswaffen und Scheitern staatlicher Systeme ist es durchaus vorstellbar, dass Europa einer sehr ernsten Bedrohung ausgesetzt sein könnte.“ Gegen diese Bedrohungen helfe nur ein gemeinsames Handeln. Das Ziel der EU-Politik wird offen und direkt formuliert, auch wenn man/frau den Satz mehrfach lesen muss, um zu glauben, dass er tatsächlich so im Militärstrategiepapier der EU steht:: „Gemeinsam handelnd können die Europäische Union und die Vereinigten Staaten eine eindrucksvolle Kraft sein die sich für das Gute in der Welt einsetzt.“ Gemeinsam für „das Gute in der Welt“ gegen alles „Böse“? Für wen dieses „Gute“ gut sein soll, ist klar. Es geht um möglichst viel Macht, Einfluss und wirtschaftliche Expansion aus den westlichen Staaten. Die westlichen Staaten sind sich in den Kernfragen einig, bei Differenzen im Detail (Irak): weitere Aufrüstung und Herausbildung kriegsführungsfähiger Armeen. Die Kriege der Zukunft werden in ständig wechselnden Koalitionen stattfinden, bei denen nicht immer alle mitmachen werden. Aber die Kriege werden stattfinden, gegen Länder und Menschen im Süden. Die Analysen, die hinter dem Entwurf für eine EU-Verfassung und hinter dem Solana-Papier stehen, gehen davon aus, dass das Problem im Süden bei den „gescheiterten Staaten“ liegt. Im Entwurf für die neue EU-Verfassung wird genau die neoliberale Wirtschaftspolitik festgeschrieben, die weltweit zu Verarmung führt. Das Problem liegt also offensichtlich im Wesentlichen nicht im Süden, sondern im Westen... Die Politik der westlichen Staaten muss grundlegend geändert werden. Die derzeitige neoliberale und neoimperiale Politik der EU-Staaten - zwei Seiten einer Medaille - darf nicht auch noch festgeschrieben werden in der zukünftigen Verfassung der Europäischen Union.��12. Vorschlag der Initiierung einer Kampagne gegen die EU-Verfassung, um u.a. gegen die Militarisierung der Europäischen Union aktiv zu werden ��Deshalb schlagen wir als Informationsstelle Militarisierung vor, eine Kampagne gegen diese EU-Verfassung zu initiieren. Die EU-Verfassung ist ein Ausfluss der falschen Politik der Regierungen der EU-Staaten. Im Militärbereich ist der EU-Verfassungsentwurf erschreckend und deshalb kann diese EU-Verfassung nur abgelehnt werden. Eine Kampagne gegen diese EU-Verfassung könnte getragen werden von Gruppen der Friedens- und Antikriegsbewegung, Gruppen der globalisierungskritischen Bewegung, Gruppen der Bewegung gegen Sozialabbau, Gruppen, die sich um Flüchtlinge kümmern, usw. Eine Kampagne gegen diese EU-Verfassung könnte in der Zusammenarbeit über Grenzen hinweg zwischen politischen Gruppen verschiedener EU-Staaten stattfinden. Dieser Entwurf der EU-Verfassung ist keine EU-Verfassung für die Menschen. Dieser Entwurf der EU-Verfassung ist nicht unsere EU-Verfassung!�
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